
Gemeinde Amerdingen 

 

Amtliche Bekanntmachung 

 

Aufstellung des Bebauungsplans „An der Linde“ der Gemeinde Amerdingen, Gemarkung Bollstadt; 

Bekanntmachung und Eintritt der Rechtskraft nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB 

 

Die Gemeinde Amerdingen hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 15.04.2021 den 

Bebauungsplan für das Gebiet “An der Linde“, Gemarkung Bollstadt, in der Fassung vom 

15.04.2021 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan ist aus 

dem Flächennutzungsplan entwickelt und bedarf daher keiner Genehmigung. Dieser 

Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser 

Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Parallel zu der Aufstellung des Bebauungsplans wurde ebenfalls die Berichtigung und 

Anpassung des Flächennutzungsplanes (4. Änderung) der Gemeinde Amerdingen für den 

Bereich „An der Linde“, Gemarkung Bollstadt, beschlossen. 

 

 

Der Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung liegt ab 

Veröffentlichung dieser Bekanntmachung bei der Verwaltungsgemeinschaft Ries, Beuthener 

Str. 6, 86720 Nördlingen (Zi.-Nr. 13) sowie bei der Gemeinde Amerdingen während den 

üblichen Dienstzeiten aus und kann dort eingesehen werden; über den Inhalt wird auf 

Verlangen Auskunft erteilt. 

 
Außerdem können die Bekanntmachung sowie die Planunterlagen gemäß § 4a Abs. 4 Satz 1 BauGB 

i.V.m. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB online unter www.vgries.de abgerufen 

werden. 

 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf 

die Rechtsfolgen wird hingewiesen.  

 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden demnach unbeachtlich 

 

1 . eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans 

und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 

gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 

 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 

hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB 

eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 



Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 

Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 

Amerdingen, den 24.04.2021 

 

Berchtenbreiter, 1. Bürgermeister 



Gemeinde Amerdingen 
 

Amtliche Bekanntmachung 
über die  

7. Änderung des Bebauungsplans „Drei Brunnen“ der Gemeinde Amerdingen; 
Bekanntmachung gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch 

und 
Öffentliche Auslegung 

gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 Satz 1 und § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
 

Der Gemeinderat Amerdingen hat in seiner Gemeinderatsitzung am 15.04.2021 die 7. Änderung des 

Bebauungsplanes „Drei Brunnen“ gem. § 2 Abs. 1 BauGB im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 

BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, ohne Erstellung eines 

Umweltberichtes gemäß Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB und ohne die Angabe nach § 3 Abs. 2 

Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, beschlossen und dient 

der Nachverdichtung im Innenbereich. Das Gebiet ist im Wesentlichen wie folgt umgrenzt: 
 

Der räumliche Geltungsbereich umfasst den bisherigen Geltungsbereich des Bebauungsplans „Drei 

Brunnen“. 

 

Der Gemeinderat hat beschlossen, im Bereich des inzwischen 48 Jahre alten Bebauungsplanes im 

Sinne einer verträglichen und vom Gesetzgeber geforderten Nachverdichtung sowie im Hinblick auf 

die heutigen technischen und gestalterischen Anforderungen an Gebäude die bisherigen textlichen 

Festsetzungen zu aktualisieren. Um unerwünschte Gestaltungen zu vermeiden, wird im vorliegenden 

Fall ein bauleitplanerischer Regelungsbedarf gesehen. Die Änderung wird in einem Bereich 
zugelassen, welcher sich vom Ortsbild her anbietet. Der Gemeinderat hält die Festsetzungen 

gegenüber der übrigen Bebauung des Ortes für vereinbar und städtebaulich verträglich. Außerdem 

soll die Planzeichnung an die tatsächlichen Gegebenheiten vor Ort angeglichen werden. 

 

Mit der Ausarbeitung des Bebauungsplanes wurde das Planungsbüro Godts aus Kirchheimbeauftragt. 

 

Der Gemeinderat hat den Bebauungsplan „Drei Brunnen” in der planzeichnerischen Darstellung vom 

15.04.2021 mit Begründung gleichen Datums gebilligt. 

 

Der Entwurf des Bebauungsplans „Drei Brunnen“ mit Begründung kann in der Zeit vom 
 

03.05.2021 bis einschl. 04.06.2021  
 

im Rathaus der Gemeinde Amerdingen während der allgemeinen Dienststunden und bei der 

Verwaltungsgemeinschaft Ries, Beuthener Straße 6, 86720 Nördlingen während der allgemeinen 

Öffnungszeiten (Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr, Montag, Dienstag und Donnerstag 

von 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr) öffentlich ausgelegt und kann dort eingesehen werden. Gesonderte 

Termine außerhalb der Geschäftszeiten können gerne telefonisch vereinbart werden.  

 

Außerdem können die Bekanntmachung sowie die Planunterlagen gemäß § 4a Abs. 4 Satz 1 BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB online unter www.vgries.de abgerufen 

werden. 

 

 

Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben werden. Es wird darauf 

hingewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die 

Aufstellung des Bebauungsplans unberücksichtigt bleiben können.  

 



Hinweis zum Datenschutz:  

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e 

(DSGVO) i. V. m. § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 

abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung.  

 

 

 

Amerdingen, den 24.04.2021 

Berchtenbreiter1. Bürgermeister 



Gemeinde Hohenaltheim 
 

Amtliche Bekanntmachung 

 

Aufstellung des Bebauungsplans „Steinige Äcker II“ der Gemeinde Hohenaltheim, Gemarkung 
Hohenaltheim; 

Bekanntmachung und Eintritt der Rechtskraft nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB 
 

Die Gemeinde Hohenaltheim hat mit Beschluss des Gemeinderates vom 12.04.2021 den 

Bebauungsplan für das Gebiet “Steinige Äcker II“, Gemarkung Hohenaltheim, in der Fassung 

vom 12.04.2021 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan ist 

aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und bedarf daher keiner Genehmigung. Dieser 

Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser 

Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft. 

 

Der Bebauungsplan mit Begründung und zusammenfassender Erklärung liegt ab 

Veröffentlichung dieser Bekanntmachung bei der Verwaltungsgemeinschaft Ries, Beuthener 

Str. 6, 86720 Nördlingen (Zi.-Nr. 13) sowie bei der Gemeinde Hohenaltheim während den 

üblichen Dienstzeiten aus und kann dort eingesehen werden; über den Inhalt wird auf 

Verlangen Auskunft erteilt. 

 
Außerdem können die Bekanntmachung sowie die Planunterlagen gemäß § 4a Abs. 4 Satz 1 BauGB 
i.V.m. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB und § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB online unter www.vgries.de abgerufen 

werden. 

 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie auf 

die Rechtsfolgen wird hingewiesen.  

 

Nach § 215 Abs. 1 BauGB werden demnach unbeachtlich 

 

1 . eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplans 

und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich 

gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung 

oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 

Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 

 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 

hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB 

eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 

Anspruches herbeigeführt wird. 
 

 



Hohenaltheim, den 24.04.2021 

 

Göttler, 1. Bürgermeisterin 


